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Vorhabenbezogener Bebauungsplan Nr. 2385 - Erweiterung Gewerbegebiet Zinkhiitte -

- Beschluss zur Durchfiihrung einer erneuten vereinfachten Anderung
- Erneuter Satzungsbeschluss

Beschlussvorschlag

I. Der Satzungsbeschluss zum vorhabenbezogenen Bebauungsplan Nr. 2385 - Erweiterung
Gewerbegebiet Zinkhiitte- vom 21.03.2002 wird aufgehoben.

I1. Den im Rahmen der 6ffentlichen Auslegung des Entwurfes zum vorhabenbezogenen Be-
bauungsplan Nr. 2385 - Erweiterung Gewerbegebiet Zinkhiitte- gemal3 § 3 Abs. 2 Bauge-
setzbuch vorgetragenen Anregungen der Einwender

B1  Arbeitsgemeinschaft der Naturschutzverbdnde im RBK wird nicht entsprochen
T1  Untere Landschaftsbehdrde/ Landschaftsbeirat wird teilweise entsprochen
T2  Landwirtschaftskammer Rheinland wird entsprochen

T3 BELKAW wird entsprochen

T4  Untere Wasser- und Abfallwirtschaftsbehdrde wird entsprochen

TS5  Staatliches Unweltamt Koln wird teilweise entsprochen.

II.  Fir die nach der 6ffentlichen Auslegung des Entwurfes zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 2385 - Erweiterung Gewerbegebiet Zinkhitte- erfolgte Anderung

- Flachentausch Kompensationsmafinahme K3

wird ein Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 3 i.V.m. § 13 Nr. 2 und 3 Baugesetzbuch

durchgefiihrt.




IV.

VL

VIIL

Den im Rahmen des Beteiligungsverfahrens nach § 3 Abs. 3 i.V.m. § 13 Nr. 2 und 3 Bau-
gesetzbuch zum Entwurf des vorhabenbezogenen Bebauungsplanes Nr. 2385 - Erweiterung
Gewerbegebiet Zinkhiitte- vorgetragenen Anregungen der Einwender

B 1(a) Arbeitsgemeinschaft der Naturschutzverbinde wird teilweise entsprochen
T 6  Untere Forstbehorde wird entsprochen.

Fiir die nach der 6ffentlichen Auslegung des Entwurfes zum vorhabenbezogenen Bebau-
ungsplan Nr. 2385 - Erweiterung Gewerbegebiet Zinkhiitte- weiterhin erfolgten Anderungen
Uberbaubare Grundstiickfliche
Lange des Hochregallagers

Zuldssige Nutzung der privaten Griinflaiche

wird ein Beteiligungsverfahren nach § 3 Abs. 3 i.V.m. § 13 Nr. 2 und 3 Baugesetzbuch
durchgefiihrt.

Der Durchfithrungsvertrag nach § 12 Abs. 1 Baugesetzbuch wird in der vorliegenden Fas-
sung geschlossen.

Der vorhabenbezogene Bebauungsplan

Nr. 2385 - Erweiterung Gewerbegebiet Zinkhiitte-

wird gemél § 10 Baugesetzbuch und §§ 7 und 41 Gemeindeordnung NW als Satzung be-
schlossen und die Begriindung nach § 9 Abs. 8 Baugesetzbuch dazu.




Sachdarstellung / Begriindung

Der Planungsausschuss hat in seiner Sitzung am 31.01.2002 iiber den Entwurf des Vorhabenbezo-
genen Bebauungsplanes Nr. 2385 - Erweiterung Gewerbegebiet Zinkhiitte- beraten und empfehlend
als Satzung beschlossen. In der Ratssitzung am 21.03.2002 erfolgte die abschlieBende Beschlussfas-
sung.

Im Zuge der Erarbeitung eines Bauantrages wurde seitens der Kriiger GmbH festgestellt, dass zur
Realisierung eines funktionsgerechten Zentrallagers einzelne Regelungen des Bebauungsplanes
einer Anderung bediirfen. Mit Schreiben vom 15.03.2002 wurde ein entsprechender ,,Anderungsan-
trag® gestellt.

Die Anderungen im Einzelnen:

1. Zur bedarfs- und funktionsgerechten Errichtung des Zentrallagers ist eine Verldngerung des
Hochregaltraktes erforderlich. Wie aus beigefligtem Bebauungsplanentwurf (unmafBstibl. Ver-
kleinerung) ersichtlich, ist damit eine Verldngerung der max. zuldssigen Gebdudehohe von TH
125,00 m ii. NN iiber 21 m nach Westen verbunden. Die Linge des Hochregaltraktes dndert sich
damit von derzeit 115 m auf 136 m, die liberbaubare Grundstiicksflache verdndert sich in die-
sem Zusammenhang nicht.

2. Zur Errichtung funktionsfahiger Verladerampen ist auf der Nordseite des Zentrallagers die Bau-
grenze um 1,7 m (2,0 m) nach Norden zu erweitern.

3. Im Siidwesten ist eine Aufweitung der tiberbaubaren Fliache iiber 4 x 14 m erforderlich.

4. Aus brandschutztechnischen Griinden sind auf der Nordseite des Gebdudes Treppentiirme zu
errichten.

5. Im Bereich der ,,Privaten Griinfliche* auf der Ostseite des Gebdudes werden aus Brandschutz-
griinden kleine Treppenanlagen erforderlich. Die Textlichen Festsetzungen unter Ziffer 3. —
Private Griinfliche- sind um eine Ausnahmeregelung hinsichtlich deren Zuléssigkeit zu erwei-
tern.

Die zur Realisierung des Vorhabens bereits erfolgten Festsetzungen ermdglichen die Errichtung
eines dominanten Baukorpers. Die beabsichtigten Anderungen zeigen aufgrund der GroBenverhilt-
nisse geringe visuelle Auswirkungen. Eingriffe in den Naturhaushalt bzw. in Lebensraumfunktionen
sind nicht zu erkennen. Entsprechend sollte der Bebauungsplanentwurf an aktuelle Bedarfe ange-
passt werden.

Die unter Ziffer 1. — 4. vorgeschlagenen Anderunggn sind der Anlage 1, die Neuregelung der Text-
lichen Festsetzungen Anlage 2 zu entnehmen. Die Anderungen sind markiert. Die Begriindung nach
§ 9 (8) BauGB (Anlage 3) wurde auf den Seiten 5, 6 und 11 der Umplanung angepasst.

Zul.:

Da der vorliegende Bebauungsplan noch keine Rechtsverbindlichkeit hat, ist zundchst durch Aufhe-
bung des Satzungsbeschlusses vom 21.03.2002 wieder in das Aufstellungsverfahren einzusteigen
und mit einem erneuten Satzungsbeschluss abzuschlie3en.



ZuV.:

Werden durch die Anderung oder Erginzung eines Bauleitplanentwurfes die Grundziige der Pla-
nung nicht beriihrt, kann den hiervon Betroffenen/ beriihrten Tragern 6ffentlicher Belange gem. § 3
Abs. 31.V.m. § 13 Nr. 2 und 3 BauGB Gelegenheit zur Stellungnahme zu der Anderung/ Ergéinzung
innerhalb angemessener Frist gegeben werden.

Nach eingehender Priifung sind die Grundziige der Planung bei den vorgeschlagenen Anderungen
nicht beriihrt, sodass vorbezeichnetes Verfahren (erneut) angewandt werden kann.

Im Hinblick auf eine forcierte Anderung wurden die hiervon Betroffenen bereits mit Datum vom
15.03.2002 angeschrieben und um Stellungnahme bis einschlieBlich 02.04.2002 gebeten (14-Tages-
Frist).

Da aus Sicht der Verwaltung ,.lediglich® landschaftsésthetische Aspekte beriihrt werden, erfolgte
ausschlieBlich eine Beteiligung der Unteren Landschaftsbehorde. Von dort wurden keine Anregun-
gen vorgetragen, der Landschaftsbeirat hat die Auffassung der Unteren Landschaftsbehorde ,,ein-
vernehmlich zur Kenntnis genommen®.

Die Durchfiihrung des Anderungsverfahrens erfordert eine formelle Beschlussfassung, die, wie un-
ter Beschlusspunkt V. beabsichtigt und in der Vergangenheit schon praktiziert, auch nachtriglich
erfolgen kann.

Zull. —1V. und VI. — VIL.

Unter Berticksichtigung der erfolgten Plandnderungen ist iiber die (im Rahmen des Satzungsbe-
schlusses vom 21.03.2002) bereits erfolgten Beschlussfassungen erneut zu entscheiden. Sowohl die
(damaligen) Beschlussinhalte als auch die zugehorigen Erlduterungen bleiben unverandert. Entspre-
chend wird zur Vermeidung von Wiederholungen auf die Verwaltungsvorlage Drucksache Nr. 848/
2001 verwiesen.

Die der Beschlussvorlage zugehorigen Anlagen sind —soweit geéndert - nochmals beigefiigt.

Anlage 1 - Bebauungsplan (unmaBstiibl. Verkleinerung) mit gekennzeichneten Anderungen
Anlage 2 - Textliche Festsetzungen
Anlage 3 - Begriindung nach § 9 (8) BauGB



Vorhabenbezogener Bebauungsplan

Nr. 2385 - Erweiterung Gewerbegebiet Zinkhiitte-

-Textliche Festsetzungen-

1. Art der Nutzung

Im Plangebiet ist ausschlieBlich die Errichtung eines Zentrallagers mit zugehorigen Biirofla-
chen zulédssig. Die Zugehorigkeit der Biiroflachen ist im Rahmen des Baugenehmigungsver-
fahrens nachzuweisen.

2. Nebenanlagen

Die der Versorgung des Plangebietes mit Elektrizitit, Telekommunikation, Gas, Wasser, so-
wie zur Ableitung von Abwasser dienenden Nebenanlagen 1.S.d. § 14 (2) BauNVO sind all-
gemein zuldssig.

Unterirdische Anlagen zur Riickhaltung von Niederschlagswasser sind allgemein zuldssig.

3. Private Griinfliche
In der ,,privaten Griinflaiche* sind Aufstellflichen fiir Feuerwehrfahrzeuge sowie aus brand-
schutztechnischen Griinden erforderliche Treppenanlagen zuldssig. Eine Bestimmung von
Standorten und Flichenumfang erfolgt im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens durch
die stddtische Feuerwehr auf der Grundlage eines Brandschutzkonzeptes.

Die verbleibenden Flichen sind mit ,,Sichtschutz- und Pufferfunktion zu bepflanzen. Die
Pflanzmafnahmen sind einvernehmlich mit der Stadt und der stidtischen Feuerwehr im Rah-
men des Baugenehmigungsverfahrens abzustimmen.

4. Fassaden-/ Dachbegriinung
Die Siid- und Ostfassade des Gebdudes sind punktuell vertikal zu begriinen. Eine Bestimmung
von Standorten und Begriinungsumfang erfolgt im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens
durch die stadtische Feuerwehr auf der Grundlage eines Brandschutzkonzeptes.

Die Fassadenbegriinung ist geméal} Ziffer 5.3.1 der ,,Umweltvertraglichkeitspriifung*, Gestal-
tungsmalinahme G 1 ,,Dach- und Fassadenbegriinung® durchzufiihren.

Vorbehaltlich einer brandschutztechnischen Priifung auf der Grundlage eines Brandschutz-
konzeptes ist ergdnzend die Dachfldache des Zentrallagers zu begriinen. Die PflanzmafBnahmen
sind einvernehmlich mit der Stadt und der stddtischen Feuerwehr im Rahmen des Baugeneh-
migungsverfahrens abzustimmen.

5. Larmschutz ( Ziffern 5. — 5.3 entfallen !)




6. Ausnahmen von den Festsetzungen der Hohe baulicher Anlagen

Fiir untergeordnete technisch erforderliche Dachautbauten (z.B. Rauchabgasklappen), deren
Errichtung auf dem Gebiude innerhalb der festgesetzten Hohe nicht moglich ist, sind Aus-
nahmen von den Hohenbeschriankungen zuldssig. Die jeweiligen Ausnahmen sind auf die
technisch notwendige Hohe zu beschranken.

7. Anlagen der Auflenwerbung

Innerhalb der ,,Privaten Griinfliche®, auf den Dachfldchen sowie jeweils an der West-, Siid-
und Ostfassade des Zentrallagers sind Anlagen der AuBBenwerbung nicht zuldssig.

HINWEISE:

1. Altlasten

Es wird darauf hingewiesen, dass sich der Planbereich auf der registrierten Altlastenflache Nr.
41 - Hiittenstrale- befindet (ehem. Geldnde einer Zinkhiitte). Es ist mit Bodenbelastungen
durch Schwermetalle zu rechnen.

Anfallende schwermetallhaltige Aushubmaterialien sind geméf geltendem Kreislauf-
wirtschafts- und Abfallgesetz ordnungsgemal} zu verwerten bzw. zu entsorgen. Ent-
sprechende Nachweise sind dem Rheinisch Bergischen Kreis - Untere Abfallwirt-
schaftsbehorde - unaufgefordert einzureichen. Dies gilt insbesondere fiir die gemal3
GEOS-Gutachten vom 24.07.2001 ausgewiesenen Aschen- und Schlackematerialien.

Aushub- und Erdarbeiten sind ausschlieBlich unter fachgutachterlicher Aufsicht auszu-
fithren. Der beauftragte Gutachter hat nach Abschluss der Arbeiten eine Abschlussdo-
kumentation mit allen erforderlichen Massen- und Verwertungs-/ Entsorgungsnach-
weisen bei der Stadt Bergisch Gladbach - Fachbereich Umwelt und Technik/ Umwelt-
schutz - sowie dem Rheinisch-Bergischen Kreis - Abt. Wasser- und Abfallwirtschaft -
einzureichen.

Bei bislang nicht bekannten besonderen Auffilligkeiten im Aushubmaterial ist unver-
zliglich die Stadt Bergisch Gladbach sowie der Rheinisch-Bergische Kreis zu benach-
richtigen.

Der Baubeginn ist der Stadt Bergisch Gladbach sowie dem Rheinisch-Bergischen
Kreis rechtzeitig vorher mitzuteilen.



e Nach Abschluss der Bauarbeiten sind die verbleibenden Aullenflachen soweit als
moglich zu versiegeln.*

. Hohe baulicher Anlagen

Die Hohenangaben im Bebauungsplan beziehen sich auf Meter iiber Normalnull (m ii. NN).

. Ableitung von Niederschlagswasser

Aufgrund der Schwermetallbelastung und der gewerblichen Nutzung werden Niederschlags-
wasser von Betriebsflichen der Kanalisation zugefiihrt.

Niederschlagswasser der Dachfldche werden {iber eine Regenriickhaltevorrichtung dem Has-
selsbach zugefiihrt. Die Vorrichtung erfiillt gleichzeitig "Ldschteichfunktion”.
Feuerwehrumfahrt/ Geh- und Radweg

Feuerwehrumfahrt sowie Geh- und Radweg im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind mit
wassergebundenen Materialien zu gestalten. Aus Griinden des Grundwasserschutzes ist als
Wegebaumaterial Kalkschotter zu verwenden.

Bodenschutz

Auf die Vorschriften der Bundesbodenschutzverordnung vom 13.07.1999 wird hingewiesen.

Verdacht auf Kampfmittel

Der Geltungsbereich des Bebauungsplanes liegt im Bereich eines ehemaligen Bombenab-
wurfs- bzw. Kampfgebietes. Kampfmittelvorkommen sind nicht auszuschlieen.

Richtfunkstrecke

Bauwerke, die die vorhandene Bebauung (derzeit 28,3 m HRL Bastei- Verlag) um mehr als 6
m iiberragen, konnen zur Beeintrachtigung der Fernseh- und Tonrundfunkversorgung durch
Abschattung und/ oder Reflexionen fiihren.

Lirmschutz (neu eingefiigt !)

Freiflachengeschehen wie z.B. Verladungsvorgédnge darf nur in der Zeit 6.00 — 22.00 Uhr
stattfinden. Dariiber hinausgehende Anforderungen zum Larmschutz sind Gegenstand des
Baugenehmigungsverfahrens auf der Grundlage des Larmgutachtens, Bericht Nr. 933/
809104/ 03 vom 08.06.2001 (TUV Immissionsschutz und Energiesysteme GmbH, Kéln). Das
Gutachten ist Bestandteil des Bebauungsplanes.



Vorhabenbezogener Bebauungsplan
Nr. 2385 - Erweiterung Gewerbegebiet Zinkhiitte-

Begriindung gem. § 9 Abs. 8 Baugesetzbuch

Gliederung

1. Planungsanlass/ Stadtebauliche Zielsetzung
2. Réumlicher Geltungsbereich
3. Planungsrechtliche Situation/ Fachplanungen

3.1  Gebietsentwicklungsplan

3.2 Flachennutzungsplan

3.3  Landschaftsschutz

3.4  Rechtsverbindliche Bebauungspléne

3.5 Fachgesetzliche Planungen (Richtfunkstrecke)

4. Stadtebauliche Situation
5. Stidtebauliche Konzeption

5.1 Art und MaB3 der baulichen Nutzung/ Nebenanlagen

5.2 ErschlieBung

5.2.1 Kfz- Verkehr

5.2.2 Geh-, Fahr- und Leitungsrecht (FuB3- und Radweg/ Feuerwehrumfahrt)
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54  Gewisserverlegung

5.5 Anlagen der AuBBenwerbung

6. Umweltbericht ( § 2a BauGB)

6.1  Beschreibung des Vorhabens
6.2  Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile
6.3  MaBnahmen zur Vermeidung, Minderung und Ausgleich von Umweltauswirkungen
6.3.1 Natur und Landschaft
6.3.2 Larmemissionen/ -immissionen
6.3.3 Boden, Grund- / Niederschlagswasser
6.4  Beschreibung der zu erwartenden Umweltauswirkungen
6.5 Alternativen
6.6  Zusammenfassung

7. Ver-und Entsorgung
8. Kosten fiir die Stadt

9. Durchfiithrungsvertrag



Planungsanlass/ Stidtebauliche Zielsetzung

Stadtebauliche Zielsetzung ist die Standortsicherung der Kriiger GmbH durch Errichtung ei-
nes Zentrallagers mit Hochregallager unmittelbar siidlich des derzeitigen Betriebsgeldndes
an der Senefelderstraf3e.

Die Fa. Kriiger Instant GmbH & Co.KG wurde 1971 in Bergisch Gladbach gegriindet. Uber
die Jahre entwickelte sich ein weltweit erfolgreiches Unternehmen mit sténdiger Expansion
von Arbeitspldtzen und Umsatz. Im Jahr 2000 zeigte der Standort Bergisch Gladbach rd.
1.100 Beschiftigten bei einem Umsatz von 642 Mio. DM. Zurzeit werden in Bergisch Glad-
bach ca. 2.500 verschiedene Fertigprodukte produziert bzw. etwa 20.000 Roh- und Halbwa-
ren der Produktion zugefiihrt und verwaltet.

Im Zuge der betrieblichen Entwicklung mussten in der Vergangenheit insbesondere Roh-
stofflager - bedingt durch mangelnde Fliachenkapazitdt am Standort ,,Zinkhiitte* - dezentral
groBrdumig um Bergisch Gladbach und Koln bis nach Koblenz eingerichtet werden.

In stiadtebaulicher Hinsicht flihrt diese Situation zu einer unvertretbaren Belastung des 6f-
fentlichen Straennetzes mit einhergehenden Emissionen, in betriebswirtschaftlicher Hin-
sicht zu einer erheblichen Anspannung der Logistik- und Kostenstruktur des Unternehmens.

Neben betriebswirtschaftlichen Problemen bewirkt diese Unternehmensstruktur ein Ver-
kehrsautkommen von derzeit (bereits) 109.500 Lkw-Fahrten/ Jahr; davon entfallen allein

38 % auf innerbetriebliche Umfuhren zu dezentralen Lagerstétten (vgl. Tabelle Ziff. 5.2.1 —
Kfz-Verkehr-).

Mit Errichtung des Zentrallagers ist neben der Reduzierung von Umwelteinfliissen eine Ent-
lastung des Offentlichen/ stidtischen Straennetzes um mindestens 65.000 Lkw-Fahrten/
Jahr (60 %) verbunden (vgl. Tabelle Ziff. 5.2.1 —Kfz-Verkehr-).

Durch die unmittelbare Nachbarschaft von (stillgelegtem) Bahndamm und Zentrallager be-
steht - vorbehaltlich wettbewerbskonformer Bedingungen - ergénzend die Mdglichkeit, das
Lager unmittelbar an das Schienennetz anzubinden. Hierdurch ist eine weitere Reduzierung
des Lkw-Fahrtenaufkommens um 21.000/ Jahr moglich (vgl. Tabelle Ziff. 5.2.1 —Kfz-
Verkehr-).

Zur Erhaltung der Wettbewerbsfahigkeit ist kurz- bzw. mittelfristig innerhalb des derzeiti-
gen Betriebsgeldndes ,,Zinkhiitte die Erweiterung der Lebensmittelproduktion (Baugeneh-
migung erteilt) sowie die Errichtung einer Pharmaproduktionsstétte beabsichtigt.

Die stindige Expansion sowie erforderliche Entwicklungs-/ Erweiterungsmafinahmen am
Standort Bergisch Gladbach fiihren damit insbesondere im Bereich der Lagerhaltung zu
stddtebaulichen, d.h. wirtschaftlichen und verkehrlichen Missstidnden, die einer abschlie3en-
den Losung unter Wahrung betrieblicher Entwicklungsmdéglichkeiten bediirfen.

Unter Beriicksichtigung derzeit geplanter und potentieller Produktionserweiterungen sowie
Reserven fiir saisonal bedingte Lagerbedarfsspitzen zeigt sich - trotz permanenter Optimie-
rung der externen Palettenstellplatzverwaltung - bis etwa 2015 ein Stellplatzbedarf fiir rd.
50.000 Paletten.



Demzufolge ist auf der Grundlage eines Vorhaben- und ErschlieBungsplanes die Aufstellung
eines vorhabenbezogenen Bebauungsplanes beabsichtigt. Vorhabentrager ist die Fa. Kriiger
Instant GmbH & Co.KG .

Eine Betriebsverlagerung ist nicht zuletzt im Hinblick auf die Erhaltung von Arbeitspldtzen
nicht vertretbar.

Mit der Zielsetzung, eine Inanspruchnahme des Regionalen Griinzuges bzw. der Waldbe-
stinde zu vermeiden, wurden durch mehrere unabhédngige Planungsbiiros alternative Stand-
orte im Gewerbegebiet Zinkhiitte fiir die Errichtung eines Zentrallagers untersucht. Keine
der Alternativen/ Varianten erreicht auch nur entfernt die bendtigte Lagerkapazitit von
50.000 Palettenstellpldtzen. Drei der entwickelten Losungsansidtze nahmen Flachen in An-
spruch, die wegen erforderlicher Erweiterungsmaflnahmen nicht mehr zur Disposition ste-
hen. Weitere Standortalternativen scheitern an Flachenverfiigbarkeit (Eigentum privater
Dritter).

Entsprechend ist die Errichtung des Zentrallagers mit einer Lagerkapazitit von rd. 50.000
Paletten fiir Fertigwaren, Halbfertigwaren, Rohstoffe, Verpackungsmaterial und Fliachen fiir
Anlieferung/ Versand sowie Abstellfldchen fiir Container siidlich des derzeitigen Betriebs-
gelindes erforderlich.

Der Anschluss des Zentrallagers an bestehende und geplante Produktionsstétten erfolgt via
Forderbiander. Hiermit ist eine Reduzierung der Gabelstaplerfahrten um 90 % von 869.000
auf 770.000/ Jahr verbunden.

Die Notwendigkeit des gewéhlten Standortes wurde seitens der Kriiger GmbH umfassend
und plausibel mit Nachweis vom 10.04.2001 (Eingangsdatum Verwaltung) nachgewiesen.

Riumlicher Geltungsbereich

Der rdumliche Geltungsbereich des Bebauungsplanes umfasst eine rd. 3 ha groBe Fliche 6st-
lich des Bahndammes, unmittelbar siidlich des bestehenden Gewerbegebietes ,,Zinkhiitte*.
Fiir das Gewerbegebiet ,,Zinkhiitte* besteht der seit 1974 rechtsverbindliche Bebauungsplan
Nr. 1 — Berzeliusstralle, Kerngebiet -.

Nach Priifung der stiddtebaulichen Situation im Umgebungsbereich des Vorhabens zeigt sich
ein Planaufstellungserfordernis nur fiir das Vorhaben selber mit begleitenden Regelungser-
fordernissen wie Feuerwehrumfahrt und fulllaufigen Verbindungen.

Die im Zuge der Planrealisierung erforderliche Verlegung des Hasselbaches erfolgt auf der
Grundlage eines Verfahrens nach § 31 WHG. Die zur Realisierung der Ma3nahme benotig-
ten Flachen befinden sich in stddtischem Eigentum. Planungsrechtliche Regelungen sind
nicht erforderlich.

Die Realisierung von naturschutzrechtlichen AusgleichsmaBBnahmen kann auf der Grundlage
vertraglicher Regelungen gesichert werden.

Die Abgrenzung des rdumlichen Geltungsbereiches in Verbindung mit dem Durchfiihrungs-

vertrag ist somit geeignet, die durch das Vorhaben entstehenden Konfliktpotentiale zu be-
wiltigen.

10



31

3.2

33

Planungsrechtliche Situation

Gebietsentwicklungsplan

Der genehmigte Gebietsentwicklungsplan weist fiir das Plangebiet und angrenzende Flidchen
,»Waldbereich®, ,,Allgemeiner Freiraum- und Agrarbereich®, ,,Regionaler Griinzug®, ,,Schutz
der Landschaft* und ,,landschaftsorientierte Erholung® aus.

Die maligebliche Funktion des Regionalen Griinzuges besteht hier in der siedlungsrdumli-
chen Gliederung, dem klimadkologischen Ausgleich, der Biotoperhaltung und -vernetzung
sowie der freiraumgebundenen Erholung. Die Funktionen sind ihrer Zweckbestimmung ent-
sprechend zu erhalten und zu entwickeln.

Nachhaltige Beeintrachtigungen dieser Entwicklungsziele durch Errichtung des Zentralla-
gers sind nicht zu erkennen.

Flichennutzungsplan

Der wirksame Fldchennutzungsplan stellt fiir den Bereich des Vorhabens ,,Parkartige Griin-
anlage mit integrierten Waldflichen* bzw. ,,Wald* dar.

Zur Realisierung des Vorhabens Zentrallager wird die Anderung von 2,85 ha ,,Parkartige
Griinanlage mit integrierten Waldflachen/ ,,Wald*“ in ,,Gewerbliche Baufliche* erforder-
lich.

Zur nachhaltigen Sicherung, Entwicklung und Ergdnzung bestehender bzw. verbleibender
Waldstrukturen innerhalb des Regionalen Griinzuges ist im Rahmen der Fldchennutzungs-
plandnderung ergénzend die Umwandlung von 15,33 ha ,,Parkartige Griinanlage mit integ-
rierten Waldflichen® in die Darstellung ,,Wald* beabsichtigt. Gleichzeitig erfolgt zur Ver-
meidung nachhaltiger Beeintrdchtigungen die Herausnahme einer Darstellung ,,Spielbe-
reich®.

Die Aufstellung des Vorhabenbezogenen Bebauungsplanes und die Anderung Nr. 131 des
Flachennutzungsplanes erfolgen im Parallelverfahren nach § 8 (3) BauGB. Dem Entwick-
lungsgebot nach § 8 Abs. 2, Satz 1 BauGB ist Rechnung getragen.

Landschaftsschutz

Das Plangebiet ist ohne weitere Differenzierung flichendeckend als Landschaftsschutzgebiet
ausgewiesen. Eine Verfligung betreffend ,,Inaussichtstellung der Authebung liegt vor, mit
der verfahrensrelevanten Mafigabe, im Rahmen der Verlegung des Hasselbaches aus 6kolo-
gischen griinden die Bachsohle mit einem Schluff-Sandgemisch abzudichten.

3.4 Rechtsverbindliche Bebauungspliine

Der Geltungsbereich des aufzustellenden Bebauungsplanes iiberlagert in seinem nordwestli-
chen Teilbereich iiber rd. 2680 gqm den Bebauungsplan Nr. 1 — Berzeliusstral3e, Kerngebiet
-. Ergéinzend wird in geringfligigem Maf3e (rd. 60 qm) im norddstlichen Teil des Plangebie-
tes der Bebauungsplan Nr. 5, Teil 1 —Zwischenbereich- liberlagert. Beide seit 1974 rechts-
verbindlichen Bebauungsplédne beinhalten hier die Festsetzung ,,Gewerbegebiet*.

Die Zuléssigkeit von Vorhaben im Bereich der bereits rechtsverbindlichen Bebauungspléne
richtet sich kiinftig nach den Regelungen des aufzustellenden Bebauungsplanes.
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3.5 Fachgesetzliche Planungen (Richtfunkstrecke)

Das Plangebiet wird im 6stlichen Teilbereich von einer Richtfunkstrecke der Deutschen Te-
lekom AG gequert. Generelle Vorschriften zum Trassenschutz bzw. die Freihaltung des
Richtfunkfeldes von Hindernissen bestehen nicht.

Die Trasse wird mit entsprechenden Hinweisen geméf § 9 Abs. 6 BauGB nachrichtlich in
den Bebauungsplan aufgenommen.

4. Stadtebauliche Situation

Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf die Ausfiihrungen der Begriindung unter Ziffer 6.2 —
Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile- verwiesen.

Das Plangebiet, angrenzende Waldfldchen, ,,Pferdewiese, Hundeiibungsplatz und nicht be-
baute Freiflaichen befinden sich in stddtischem Eigentum.

5. Stadtebauliche Konzeption

Mit dem Vorhaben ist einschlieBlich erforderlicher Feuerwehrumfahrt, ErschlieBungsflichen
und Containerstellpldtze der Eingriff in 3,02 ha Waldfldche verbunden, davon befinden sich
2.740 gm im Geltungsbereich der rechtsverbindlichen Bebauungspldne Nr. 1 und 5/1. Ge-
geniiber der dem Aufstellungsbeschluss vom 30.11.2000 zugrunde gelegten Planversion (rd.
3,8 ha) konnte der Flichenbedarf fiir das Vorhaben durch Umplanungs- und Optimierungs-
mafnahmen (z.B. sog. ,,chaotische Lagerfithrung®) um rd. 0,8 ha reduziert werden.

Plangebiet 30.253 qm
davon
Bebauungsplan Nr. 1 2.680 qm
Bebauungsplan Nr. 5/ 1 60 gm
ergibt
Eingriffsrelevante Fliche 27.513 qm
davon
= Versiegelte Flichen 24.501 qm
Gebidude 16.975 qm
Aufstellflache 4912 gm
Optionalfliche (Gleisanschluss etc.) 2.615 qm
= Teilversiegelte Flichen 5.752 qm
FuB3-/ Radweg 404 qm
Feuerwehrumfahrt 1.622 qm
Griinflache 3.726 qm

5.1  Art und Maf} der baulichen Nutzung/ Nebenanlagen

Im Hinblick auf den mit dem Vorhaben einhergehenden Eingriff in bedeutsame Waldbe-
stainde wird die Zulédssigkeit von Vorhaben ausschlieBlich auf das Zentrallager mit zwingend

12



5.2
5.2.1

notwendigen Freiflichen beschrinkt. In Gewerbegebieten ansonsten iibliche Nutzungen sind
ausgeschlossen.

Dem Lager zugehorige Biiroflachen sind — soweit brandschutztechnische Aspekte nicht ent-
gegenstehen - ebenfalls zuldssig. Zugehorigkeit und erforderlicher Umfang sind im Rahmen
des Baugenehmigungsverfahrens nachzuweisen, die Brandschutzvertraglichkeit zu priifen.

Nebenanlagen 1.S.d. § 14 Abs. 1 und 2 BauNVO sind sowohl auf den {iberbaubaren als auch
den nicht liberbaubaren Grundstiicksflachen zulédssig. Hierzu zdhlen auch Riickhaltesysteme
fiir Niederschlagswasser der Dachflachen. Da zum Zeitpunkt der Planaufstellung noch nicht
ibersehbar ist, inwieweit und in welcher Gréf3enordnung Nebenanlagen erforderlich werden,
wird unter Berticksichtigung innerbetrieblicher Gestaltungsspielrdume von einer Standortbe-
stimmung abgesehen.

Zur Realisierung der stiddtebaulichen Zielsetzung ist die Errichtung eines zusammenhéngen-
den, geradlinigen Gebédudes iiber eine Linge von insgesamt 250 m erforderlich. Abknicken-
de Gebédudeformen zur Minderung von Eingriffen in Natur und Landschaft sind im Hinblick
auf funktionsfihige Betriebsablaufe nicht moglich.

Unter Berticksichtigung der kiinftigen Nutzung erfolgt eine 2- stufige Hohengliederung des
Gebdudes. Die zuldssige Hohe des Hochregallagers betrédgt iiber eine Lange von 136 m max.
28,5 m, flir den westlich angrenzenden Bereich (Lagerung, Anlieferung, Versand, ggf. Bi-
ros) wird eine Hohe von max. 18,0 m festgeschrieben (jeweils sichtbare Gebdudehhe am
tiefsten Gelandepunkt). Die zuldssigen Hohen sind iiber Normalnull (ii. NN) definiert.

Ausreichend dimensionierte Aufstellflichen im unmittelbaren Anschluss an die Gebaudetei-
le Versand und Anlieferung gewdhrleisten — auch unter Beriicksichtigung der beabsichtigten
Betriebserweiterungen - einen reibungslosen und betrieblichen Anforderungen gentigenden
LKW- Verkehr.

Durch die unmittelbare Nachbarschaft von Bahndamm und Zentrallager besteht - wettbe-
werbskonforme Bedingungen vorausgesetzt - die Moglichkeit, das Lager durch Gleisergin-
zung unmittelbar an die Schiene anzubinden. Der Bebauungsplan hilt entsprechend zwi-
schen Bahndamm und Zentrallager eine fiir ,,Bahnversand, Containerplidtze und Gleise*
nutzbare Flache vor. Die Kriiger GmbH wird sich nachhaltig um die Realisierung eines
Gleisanschlusses bemiihen.

Gemil § 12 (3) Satz 2 BauGB ist die Gemeinde bei der Bestimmung der Zuldssigkeit von
Vorhaben, d.h. auch hinsichtlich des Mafes baulicher Nutzungen, nicht an die Vorgaben der
BauNVO gebunden. Die Obergrenzen der BauNVO werden durch den gewéhlten Grund-
stiickszuschnitt z.T. deutlich tiberschritten.

Erschlieffung
Kfz- Verkehr

Die verkehrliche ErschlieBung des Zentrallagers ist hinreichend iiber die Senefelderstraf3e
bzw. die Hiittenstrale gewihrleistet.

Im Jahr 2000 wurden beide ErschlieBungsstralen allein ,,Kriiger-bedingt™ mit 109.500 Lkw-
Fahrten/ Jahr belastet. Wie nachstehende Tabelle verdeutlicht, erfolgt mit Realisierung des
Zentrallagers eine Entlastung des offentlichen Stralennetzes um zunéchst rd. 65.000 be-
triebsbedingter Lkw-Fahrten (- 60 %).
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5.2.2

Soweit eine Nutzung des angrenzenden Schienennetzes realisiert werden kann, erfolgt eine
weitere Reduzierung des Lkw-Fahrtenaufkommen um 21.000/ Jahr und damit eine Gesamt-
reduzierung um rd. 79 %.

Im Hinblick auf die prognostizierte Reduzierung ist von einer hinreichenden und fiir angren-
zende Nutzungen vertrdglichen ErschlieBung des Zentrallagers auszugehen.

Zentrallagerbedingte Reduzierung von LKW- Fahrten

Reduzierung der ... von um auf

(IST) (PLAN)
LKW- Lagerumfuhren 41.500 41.500 0
LKW- Fahrten fiir Wareneingang/ - 68.000 23.650 44350
ausgang
Summe LKW- Fahrten 109.500 65.150 44.350 (- 59,5 %)
LKW- Fahrten durch Verlagerung| 4 35, 21.000 23350 | (-78,7 %)
auf die Schiene
Gabelstaplerfahrten 860.000 770.000 90.000 (-89,5 %)

Geh-, Fahr- und Leitungsrecht (Fuf3- und Radweg/ Feuerwehrumfahrt)

Im Hinblick auf Naherholungs- und ErschlieBungsfunktion unterliegt die Aufrechterhaltung
bestehender Wegeverbindung besonderer Beriicksichtigung. Bei geringfiigiger Verlagerung
im nordlichen Bereich kann das bestehende Wegenetz erhalten bleiben.

Die unmittelbar an das Zentrallager angrenzende Feuerwehrumfahrt erfiillt zur Minderung
von Eingriffen in Natur und Landschaft gleichzeitig Fu3- und Radwegefunktion. Die Fléche
wird mittels Zaunanlage von dem Betriebsgelédnde abgetrennt.

Die bestehenden Waldwege sind derzeit neben dem Fugingerverkehr auch Radfahrern und
Motorradern zugénglich. Unter Beriicksichtigung der Funktion des Waldes sind kiinftig nur
noch nicht motorisierte Verkehre bzw. Mofas im Rahmen der Schulwegsicherung zuldssig.
Die Umsetzung erfolgt im Rahmen ordnungsbehdrdlicher Maflnahmen.

Entsprechend den brandschutztechnischen Anforderungen muss das Zentrallager umseitig
fiir Loschfahrzeuge erreichbar sein. Im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens werden in
Ergénzung der Feuerwehrumfahrt innerhalb der Griinflache erforderliche Ausweichbuchten
und Stellfldchen fiir Einsatzfahrzeuge festgelegt.

Das derzeit in stddtischem Eigentum befindliche Plangebiet wird an den Vorhabentriger
verduBBert. Wie bereits ausgefiihrt, erfolgt zur Minderung naturschutzrechtlicher Eingriffstat-
bestinde eine Mitnutzung der Feuerwehrumfahrt durch FuB3- und Radverkehre. Der Bebau-
ungsplan sieht hier entsprechend ein Geh- und Fahrrecht (Radverkehr) zugunsten der All-
gemeinheit vor. Die Festsetzung einer 6ffentlichen Verkehrsflache ist nicht erforderlich, da
die Flache primédr die Funktion einer dem Vorhaben zwingend zugehorigen Feuerwehrum-
fahrt innehat. UnverhéltnisméaBige eigentumsrechtliche Restriktionen sind nicht zu erkennen.
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5.3.

5.4

5.5

6.2

Ein weiteres Fahrrecht wird zugunsten von "Blaulichtverkehren", ein Leitungsrecht zuguns-
ten des Versorgungstrigers festgesetzt.

Private Griinflichen/ Fassaden- und Dachbegriinung

Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf die Ausfiihrungen unter Ziffer 6.3.1 verwie-
sen.

Gewiisserverlegung

Voraussetzung einer Planrealisierung ist eine Gewisserverlegung mit naturnahem Ausbau.
Zur Reduzierung weiterer Eingriffe in Waldbestinde erfolgt eine Verlegung unmittelbar
siidlich des Plangebietes. Das wasserrechtliche Verfahren nach § 31 WHG ist abgeschlos-
sen, die Genehmigung liegt vor.

Anlagen der Aullenwerbung

Um einer Beeintrichtigung des Landschaftsbildes, insbesondere der Waldbereiche durch
Werbeanlagen entgegenzuwirken, wird deren Zuldssigkeit auf die Nordseite des Gebdudes,
d.h. die dem bestehenden Gewerbegebiet zugewandte Seite beschrinkt. Dem Werbebediirf-
nis wird damit hinreichend Rechnung getragen.

Umweltbericht (§ 2a BauGB)

Beschreibung des Vorhabens
(Standort, Art, Umfang, Bedarf an Grund und Boden)

Zur Vermeidung von Wiederholungen wird auf die Ausfiihrungen der Begriindung unter Zif-
fer 5 — Stddtebauliche Konzeption- verwiesen.

Beschreibung der Umwelt und ihrer Bestandteile
(im Einwirkungsbereich des Vorhabens)

Das Plangebiet unterliegt den Bestimmungen der Landschaftsschutzverordnung und ist Teil
eines im GEP dargestellten Regionalen Griinzuges. Unmittelbar nordlich grenzt das beste-
hende Gewerbegebiet ,,Zinkhiitte* (§ 30 BauGB).

Das Plangebiet umfasst einen Teil der im stddtischen Altlastenkataster registrierten Altlas-
tenflache Nr. 41-, Hiittenstrae* (ehem. Gelinde einer Zinkhiitte). Die Ergebnisse durchge-
fiihrter Bodenuntersuchungen weisen fiir den gesamten Planbereich zum Teil erhebliche Be-
lastungen des Bodens mit Schwermetallen nach. Vereinzelt konnten Aufschiittungsbereiche
mit Beimengungen von Aschen- und Schlackenmaterialien ermittelt werden.

Das nordliche Plangebiet wird in Ost- West- Richtung von dem hier begradigten, mit Ra-
sengittersteinen befestigten Hasselsbach (Neuborner Bach) durchquert. Das Gewésser ist im
Plangebiet durchgehend anthropogen tiberformt. Wenn es sich auch um keinen schutzwiirdi-
gen Biotop 1.S.d. § 62 LG NW handelt, beherbergt das periodische Oberflichengewésser ei-
ne Reihe verschiedener Makroorganismen und ist aufgrund seiner geringen Grof3e als poten-
tiell sensibel gegentiber Schadstoffbelastungen und Nihrstoffeintrigen einzustufen.

(Voraussetzung einer Planrealisierung ist eine Gewisserverlegung mit naturnahem Ausbau
auf der Grundlage eines wasserrechtlichen Verfahrens nach § 31 WHG.)
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Das Plangebiet selber charakterisiert sich durch Waldgesellschaften. Hierbei handelt es sich
primdr um Waldkiefernbestinde, junge Laubmischwilder mit Waldkiefer- Anteilen und ei-
nem liickigen Fichtenforst mit Griinlandgesellschaften in der Krautschicht.

Die Flora ist aufgrund der bisherigen forstwirtschaftlichen Nutzung anthropogen beeintréch-
tigt. Im gesamten Plangebiet zeigt sich bezogen auf Grofe, Bodentypen und Biotopvielfalt
ein durchschnittlicher Artenreichtum. Lediglich im Bereich Hasselsbach kommen Feuchtig-
keitszeiger vor, wobei es sich ausschlieflich um héufig anzutreffende ,,Allerweltsarten*
handelt. D.h., Waldbestéinde und Bachlauf weisen im Plangebiet eine mittlere bis tiberdurch-
schnittliche Wertigkeit auf; Biotoptypen mit hoher und sehr hoher Wertigkeit sind nicht an-
zutreffen.

Die Wilder beherbergen faunistisch eine Vielzahl von Arten, die teilweise an gewisse
Totholzstrukturen angepasst sind. Auch hier handelt es fast ausschlielich um héaufige ,,Al-
lerweltsarten®.

An den 6stlichen Rand des Plangebietes grenzt bzw. ragt geringfligig hinein der im Biotop-
kataster NW erfasste Biotop Nr. 5008- 033 ,,Neuenborner Busch®.

Aufgrund der dort und im sonstigen Plangebiet vorhandenen Potenziale ist ein Eingriff in
okologisch hochwertige Flichen bzw. 62-er Biotope grundlegend nicht zu erkennen.

Eine nach ADAM, NOHL & VALENTIN durchgefiihrte Untersuchung zum Landschafts-
bild zeigt eine mittlere Empfindlichkeit des Plangebietes gegeniiber Verdnderungen der O-
berflachengestalt durch Errichtung des Vorhabens.

Das Plangebiet zeigt ,,biotopvernetzende Strukturen fiir die Fauna des Regionalen Griinzu-
ges. Indikator ist der Status des Plangebietes als Nahrungs- und Brutrevier fiir viele Vogelar-
ten. Daneben zeigt der Griinzug auch Bedeutung fiir wandernde Amphibien, Schnecken, In-
sektengruppen und in geringem Maf3e Reptilien.

Der bestehende Vernetzungskorridor weist ,,Barrieren* wie z. B. die Bensberger Strafle mit
einem DTV von rd. 25.000 Kfz, den Liickerather Weg, die BerzeliusstraBe sowie einge-
schriankt den westlich gelegenen Bahndamm mit begleitender Wegefiihrung auf.

Westlich des Plangebietes befindet sich ein Golfplatz.

Stidlich der Waldbesténde, bzw. z.T. hineinragend, befinden sich nordlich der Strale Am
Fiirstenbriinnchen wohnbauliche Nutzungen, die im westlichen Teil dem planungsrechtli-
chen AuBlenbereich (§ 35 BauGB), im 6stlichen Teil dem unbeplanten Innenbereich (§ 34
BauGB) zuzuordnen sind. Die baulich genutzten Fldchen sind von z.T. bewaldeten Griinfl4-
chen, u.a. einem Hundelibungsplatz, durchbrochen.

Siidlich der Strale Am Fiirstenbriinnchen besteht eine rd. 3,5 ha umfassende Griinflache, die
sog. ,,Pferdewiese. Der unmittelbar an den Bahndamm grenzende Teil (0,81 ha) ist bewal-
det, der Ostliche Teil der Flache (1,53 ha) ist gemél Bebauungsplan Nr. 5182 fiir die erfolgte
Errichtung des Seniorenheims Am Piitzchen als ,,Erholungswald* aufzuforsten (naturschutz-
rechtliche AusgleichsmaBnahme).

Nordwestlich und nordostlich des Plangebietes befinden sich Wohn- bzw. Mischgebiete
nach § 30 BauGB.
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6.3

Der gesamte Waldbereich zeigt sowohl Erholungs- als auch ,,ErschlieBungsfunktion® fiir
FuBgénger, Radfahrer und Motorrider.

Mafinahmen zur Vermeidung, Minderung und Ausgleich von Umweltauswirkungen

Die Realisierung des Vorhabens zeigt anlagebedingt folgende Beeintrachtigungen:
(* Die Zahlenwerte weichen —rechenfehlerbedingt- von dem landschaftspflegerischen
Fachbeitrag ab !)

¢ Versiegelung von Biotoptypen (ca. 27.500 qm *)
davon
¢ Waldkiefernforst ( 8.250 qm *),
¢ liickiger Fichtenforst ( 2.800 qm *),
¢ Laubmischwaldbestdnde (13.755 qm *),
¢ Waldwege (1.615 qm *)
¢ Hasselsbach ( 1.080 gm *)
¢ Verlust bzw. Minderung der Filter- und Pufferfunktion des Bodens
¢ Beschleunigung des Oberflichenabflusses/ Verminderung der Grundwasserneubildungs-
rate
¢ Minderung der ,,Naturndhe* der Landschaft
¢ Verdnderung und Nivellierung der Oberflichengestalt (Morphologie) der Landschaft
¢ Beeintrachtigung des Landschaftsbildes, insbesondere visuell dsthetisch bedeutsamer
Blickbeziehungen in die ,,freie” Landschaft
¢ Storung der ortstypischen Tierwelt
¢ Verdnderung der Landschaftscharakteristik

6.3.1 Natur und Landschaft

Durch Umplanungs- und Optimierungsmafinahmen konnte der Flichenbedarf fiir das Vor-
haben um rd. 0,8 ha reduziert werden. Weitere Moglichkeiten der Eingriffsvermeidung sind
nicht erkennbar.

Die Schwerpunkte des Eingriffs in Natur und Landschaft liegen geméf landschaftspflegeri-
schem Fachbeitrag in der Inanspruchnahme von Laubmischwaldbestdnden, des Regionalen
Griinzuges und der Verlegung des Hasselsbaches.

Der landschaftspflegerische Fachbeitrag zum Bebauungsplan sieht fiir die Bauphase Schutz-
und Sicherungsmafnahmen zur Minderung der Beeintrdchtigung des Naturhaushaltes sowie
des Landschaftsbildes vor. Die Umsetzung der Mafinahmen wird im Rahmen des Durchfiih-
rungsvertrages geregelt.

Zur Minderung von Eingriffen in die Funktionen des Regionalen Griinzuges wird im Siiden
und Osten des Zentrallagers eine durchgehend 11 m tiefe zu bepflanzende ,,Private Griinfld-
che* als ,,Puffer zwischen Gebdude, angrenzendem Wald und Feuerwehrumfahrt/ Ful3- und
Radweg festgesetzt.

Die Griinfliche darf bereichsweise als Aufstellflache fiir Feuerwehrfahrzeuge sowie mit aus
brandschutztechnischen Griinden erforderlichen Treppenanlagen genutzt werden. Die Fli-
chen werden im Rahmen des Baugenehmigungsverfahrens auf der Grundlage eines Brand-
schutzkonzeptes definiert.

17



Zur Auflockerung der optischen Fernwirkung wird das Gebdude durch punktuell vertikal
angeordnete, zu begriindende Fassadenbénder untergliedert. Von einer umfassenden Begrii-
nung ist aus brandschutztechnischen Griinden abzusehen. Die Begriinung trigt- wenn auch
durch Brandschutzvorkehrungen restringiert- neben einer Auflockerung des Erscheinungs-
bildes einer Verbesserung des Mikroklimas Rechnung.

Zur verbesserten Isolierung des Lagers beabsichtigt der Vorhabentridger — vorbehaltlich de-
taillierter brandschutztechnischer Priifungen - die Realisierung einer Dachbegriinung. Neben
vorhabenrelevanten Aspekten trigt die MaBBnahme bei rd. 16.500 qm Dachflidche ebenfalls
zu einer Verbesserung des Kleinklimas im Umgebungsbereich des Vorhabens bei.

Die MaBnahmen sind gemé Ziffer 5.3.1 der ,,Umweltvertraglichkeitspriifung® —
GestaltungsmaBinahme G 1 ,,Dach- und Fassadenbegriinung® — umzusetzen. Von einer de-
taillierten planungsrechtlichen Regelung der Bepflanzung ist im Hinblick auf Brandschutz-
aspekte abzusehen.

Dies gilt analog fiir eine Bepflanzung der nach Abzug von Feuerwehraufstellflichen
verbleibenden Griinflichen. Die Fliachen sind grundlegend mit ,,Puffer- und Sichtschutz-
funktion* zwischen Vorhaben und angrenzendem Wald zu gestalten.

Standort, Umfang und Art aller vorbeschriebenen Mafinahmen sind im Rahmen des Bauge-
nehmigungsverfahrens mit Feuerwehr, Stadt und landschaftspflegerischem Gutachter zu
bestimmen.

Fiir verbleibende Beeintridchtigungen werden KompensationsmaBBnahmen erforderlich.

Unter Beriicksichtigung eines hier stattfindenden, schwer qualifizierbaren und quantifizier-
baren Eingriffes in die Funktionen des Regionalen Griinzuges, wird im Rahmen der natur-
schutzrechtlichen Eingriffsregelung von einem rein rechnerischen Ansatz abgesehen. Der
nachstehende rechnerische Ansatz dient lediglich der ,,Orientierung®.

Im Hinblick auf die weitgehende Versiegelung des Plangebietes wurden der Ermittlung des
Eingriffsumfanges sowohl iiberbaubare als auch nichtiiberbaubare Flichen zugrunde gelegt.
Die Ermittlung der Wertigkeit erfolgt nach der Bewertungsmethode FROELICH & SPOR-
BECK.

Pflanzmafnahmen innerhalb der Griinfliche, Dachfldchen- und Fassadenbegriinung sind
aufgrund derzeit unbekannter GroBenordnungen bzw. ungesicherten Umsetzung (Brand-
schutz) nicht in die Bilanzierung einbezogen.

Voraussetzung fiir die Eingriffsregelung ist, dass aufgrund eines Bauleitplans Eingriffe in
Natur und Landschaft zu erwarten sind. Dies ist dann anzunehmen, wenn in einem Bebau-
ungsplan erstmals bauliche oder sonstige Nutzungen i.S. eines Eingriffs festgesetzt werden.
Da die bauliche und sonstige Nutzung im Nordwesten bzw. geringfiigig im Nordosten des
Plangebietes bereits liber zwei seit 1974 rechtsverbindliche Bebauungspldne geregelt ist,
wird fiir diese Fldchen die Eingriffsregelung nicht angewandt.

Unter Berlicksichtigung der Erheblichkeit des Eingriffs, ggf. randlich auftretender Beein-
trachtigungen sowie einer rdumlich sinnvollen Abgrenzung von MaBBnahmen wird der Aus-
gleich auf rd. 118 % festgelegt. Ergéinzend ist — wie bereits ausgefiihrt - die Bepflanzung der
Dachflédche, der Fassaden und der Griinfliche in einer nicht quantifizierten GroBenordnung
durchzufiihren.
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Die qualitative und quantitative Gesamtheit der Schutz-, Kompensations- und sonstigen
MaBnahmen ist geeignet, den Eingriff in den Naturhaushalt bzw. das Orts-/ Landschaftsbild
zu kompensieren.

Neuberechnung des Eingriffswertes
(Uberarbeitung d. Tab. 4 (S. 77) des landschaftspflegerischen Fachbeitrages)

Betroffener Biotoptyp Egﬁ:‘;gﬁ:’:ﬂﬁig‘?ﬁ; X Funk- Biotopwert E)l;f)h :V(elzlri) e (L=
Waldkiefernforst 0,8250x 1,0 =0,8250 19 15,6750
Liickiger Fichtenforst 0,2800x 1,0 =0,2800 19 5,3200
Laubmischwaldbestinde 1,3755x 1,0 =1,3755 21 28,8855
"Neuborner Bach" 0,1080x 1,0 =0,1080 20 2,1600
Waldwege 0,1615x 1,0 =0,1615 3 0,4845
Gesamter Eingriffswert (100%) 52,5250

Dem Vorhaben wird einschlieBlich Feuerwehrumfahrt zunéchst ein Kompensationsbedarf
von 52,5250 Flichen-/ Kompensationspunkten zugrunde gelegt.

Im Rahmen der Konzeption von KompensationsmalBnahmen wird besonderer Wert auf den
,Erhalt* des Regionalen Griinzuges gelegt. Zur Stirkung des Griinzuges und des Biotopver-
netzungskorridors wird ein ,,Bypass- Korridor* ausgehend vom Wald siidlich der Strale Am
Fiirstenbriinnchen iiber zwei (teilweise bereits baumbestandene) Korridore mit dem Regio-
nalen Griinzug verbunden (K1, K2).

Es handelt sich bei den Flichen um intensiv genutzte Pferdeweiden bzw. einen ,,Hunde-
iibungsplatz, die im Rahmen der Kompensationsmafnahmen extensiviert werden. Damit
entstehen im Bereich des Vernetzungskorridors Waldgesellschaften und extensiv genutzte
,Offenlandbiotope®, die den Griinzug - mit derzeit ausschlieBlich Waldbestinden - 6kolo-
gisch und strukturell bereichern.

Der Kompensationswert im Bereich der beiden Korridore durch Entwicklung eines Trau-
beneichen- Hainbuchenwaldes mit Waldrandzone iiber eine Fliche von ca. 0,96 ha betragt
17,2800 (K1). Die Anlage einer extensiv genutzten Streuobstwiese (,,Pferdewiese®) iiber rd.
1,2 ha zeigt einen Kompensationswert von 13,2000 (K2).

Die Pferdewiese bleibt nach Durchfiihrung der AusgleichsmaBnahmen der Offentlichkeit
zugénglich.

In Ergénzung vorbezeichneter MaBBnahmen erfolgt zeitgleich die Realisierung der natur-
schutzrechtlichen Ausgleichsmaflnahme geméall rechtsverbindlichem Bebauungsplan Nr.
5182 fiir das 1990 errichtete Seniorenheim Am Piitzchen. Hiernach sind rd. 1,53 ha der
Pferdewiese als "Erholungswald" aufzuforsten.
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Eine Unvertriglichkeit zwischen Waldfldchen (0,81 ha bestehender Wald, 1,53 ha Auffors-
tung geméal rechtsverbindlichem Bebauungsplan) und eingelagerter Streuobstwiese (1,2 ha)
ist aufgrund der FldchengroBe und deren beabsichtigter Gestaltung nicht zu befiirchten (s.
zugehorigen Gestaltungsplan).

Weitere Flichen fiir Kompensationsmalnahmen stehen im Umfeld des Plangebietes auf-
grund bestehender Nutzungen und vorhandener 6kologischer Potentiale nicht zur Verfii-
gung. Zur Kompensation des Eingriffs sind daher erginzende MaBBnahmen (etwa 50 %) in
rdumlicher Entfernung zum Plangebiet erforderlich.

Unter Berticksichtigung der fachspezifischen Eignung und gegebenen Verfiigbarkeit zeigt
sich lediglich eine derzeit als Griinflache genutzte Fliche stidwestlich der Ortslage Dresher-
scheid fiir die KompensationsmaBBnahme geeignet (K3).

Auf einer rd. 2,1 ha umfassenden Fldche erfolgt hier die Entwicklung eines Rotbuchenwal-
des mit einer arten- und strukturreichen Waldrandzone. Die zur Verfiigung stehende Flache
belduft sich auf insgesamt 2,4074 ha, davon sind bereits 0,3074 ha bewaldet. Die verblei-
benden 2,1 ha Griinland sind fiir die beabsichtigte Aufforstung geeignet.

Die Fliche befindet sich im Eigentum privater Dritter und ist fiir landwirtschaftliche Zwecke
verpachtet. Durch Auflésung des Pachtvertrages ausgeloste Hérten sind nicht zu erkennen.
Die Flache wird der Stadt nach Durchfithrung der MaB3nahmen {ibertragen.

Sédmtliche Kompensationsmainahmen sind bis zur Erlangung ihrer Ausgleichsfunktion zu
unterhalten. Die Entwicklungs- und Unterhaltungspflege ist vertraglich gesichert. Nach Ab-
lauf dieses Zeitraumes ist ein Status erreicht, der fiir sich fachgesetzlichem ,,Schutz* unter-
liegt.

Der Umfang der Kompensationsmafinahmen K 1 — K 3 iiber 4,26 ha mit 61,9800 Flichen-/
Kompensationspunkten i.V.m. sonstigen MafBnahmen ist geeignet, die durch das Vorhaben
hervorgerufenen Beeintrdchtigungen auszugleichen.

Ergidnzend zu vorbezeichneten Mallnahmen ist im Rahmen der parallel durchzufiihrenden
Anderung des Flichennutzungsplanes die Umwandlung von 15,33 ha ,,Parkartige Griinanla-
ge mit integrierten Waldflichen* in die Darstellung ,,Wald“ beabsichtigt. Die Anderung
dient der nachhaltigen Sicherung und Entwicklung bestehender Waldstrukturen innerhalb
des Regionalen Griinzuges. Gleichzeitig ist die Herausnahme einer Darstellung ,,Spielbe-
reich® beabsichtigt.

Der Ausgleich ist mit einer geordneten stddtebaulichen Entwicklung, den Zielen der Raum-
ordnung, des Naturschutzes und der Landespflege vereinbar.

Nach grober Schitzung belaufen sich die Kosten fiir die Kompensationsmafnahmen K1 —
K3 auf etwa 300.000,- €. Im Hinblick auf die Erheblichkeit des Eingriffs ist der Kostenum-
fang auch bei Aufstockung durch Fasssaden-/ Dachbegriinung bzw. Begriinung der Privaten
Griinflache verhiltnisméBig und gerechtfertigt.

Ergénzend zu vorbezeichneten Mallnahmen ist im Rahmen der parallel durchzufiihrenden
Anderung des Flichennutzungsplanes die Umwandlung von 15,33 ha "Parkartige Griinanla-
ge mit integrierten Waldflichen" in die Darstellung "Wald" beabsichtigt. Die Anderung
dient der nachhaltigen Sicherung und Entwicklung bestehender Waldstrukturen innerhalb
des Regionalen Griinzuges. Ergénzend ist die Herausnahme einer Darstellung "Spielbereich"
beabsichtigt.
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6.3.2 Lirmemissionen/ -immissionen
Verkehrslirm

Die ErschlieBung des Plangebietes erfolgt {iber die Senefelderstrale bzw. die Hiittenstral3e.
Wie unter Ziffer 5.2.1 —-Kfz-Verkehr- ausgefiihrt, bewirkt die Errichtung des Zentrallagers
eine Reduzierung der betriebsbedingten LKW- Fahrten — auch unter Beriicksichtigung aller
beabsichtigten Erweiterungsmafinahmen - um mindestens 60 %. Entsprechend wird sich in
diesen Straflenziigen die Verkehrslirmbelastung deutlich mindern.

Betriebsbedingte Beeintrachtigung des Regionalen Griinzuges wie Verldrmung durch be-
triebsbezogene LKW-Verkehre sind derzeit nur qualitativ abzuschétzen. Es handelt sich
hierbei um eine Verlagerung der bestehenden Belastung, reduziert um mindestens 60 % des
derzeitigen Aufkommens nach Stiden.

Die im ,,Liickerather Wald* bestehenden Waldwege sind derzeit neben dem Fu3gingerver-
kehr auch Radfahrern und Motorrddern zugénglich. Unter Beriicksichtigung der Funktion
des Waldes sind kiinftig nur noch nicht motorisierte Verkehre, d.h. FuBgidnger und Radfah-
rer sowie im Rahmen der Schulwegsicherung auch Mofas zuléssig.

Gewerbeldrm

Im Rahmen eines schalltechnischen Fachbeitrages (das Schalltechnische Gutachten TUV
Rheinland - Bericht Nr. 933/ 809104/ 03 v. 08.06.2001 ist Gegenstand des Bebauungspla-
nes) wurden
die Ermittlung und Bewertung der schalltechnischen Auswirkungen des Vorhabens auf
schiitzenswerte Wohnnutzungen,
die Betrachtung der Gerduschimmissionen ausgehend von dem Vorhaben,
die Darstellung der tendenziellen Auswirkungen durch das Vorhaben auf die Gerduschsi-
tuation im gesamten Gewerbegebiet und schiitzenswerte Wohnnutzungen

durchgefiihrt. Beurteilungsgrundlage ist die TA Larm.

Wenn auch die Produktion der Kriiger GmbH ausschlielich wiahrend der Tagzeiten erfolgt,
wurde aufgrund der Schichtwechsel (Fahrbewegungen auf Mitarbeiterstellplidtzen) die
Nachtzeit mit in die Betrachtung einbezogen.

Zur Beurteilung der larmtechnischen Vertriaglichkeit des Vorhabens wurden , kritische® Im-
missionsorte ermittelt und hierfiir Lirmprognosen erstellt.

Die Emissionsansitze beriicksichtigen als Maximalfallbetrachtung des Vorhabens bereits
zusitzliche Produktionsmengen, die nach Erweiterung der Lebensmittelproduktion und Er-
richtung der Pharmaproduktion erreicht werden konnen. Die Larmschutzfunktion geplanter
Gebdude bzw. der bauordnungsrechtlich bereits genehmigten Lebensmittelproduktionser-
weiterung bleiben unberiicksichtigt.

Die planungsrechtlich ,kritischen* Immissionsorte sowie zugehorige Immissionsrichtwerte,
die unter Einwirkung aller Betriebe des Gewerbegebietes Zinkhiitte einzuhalten sind, sind
nachstehender Tabelle zu entnehmen:

Gebietsausweisung / planungs-

rechtliche Einstufung I

Immissionsort
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Iol: Robert-Schumann-Strafle 44 | WR-Gebiet It. B-Plan 2(5) gggﬁg ;z%silts
lo2: Golfplatz Haus 4 Entsprechend MI-Gebiet 22 gggﬁg Lilgcshts
Io3: Heinrich-Klerx-Str. 24b MI-Gebiet 1t. B-Plan 2(5) gggig ;?cits
lo4: Hiittenstra3e 43 MI-Gebiet It. B-Plan 22 gggﬁg Lilgcshts

Die Beurteilungspegel des erweiterten Gesamtwerkes unterschreiten bei entsprechender
Konzeption (s. Gutachten) die Immissionsrichtwerte tags an allen betrachten Immissionsor-
ten um 3 — 18 dB. Entsprechend bestehen fiir die Tagzeiten noch ,,Reserven® fiir vorhandene
umliegende Betriebe.

Am ,kritischsten® Aufpunkt ,,Robert-Schumann-Strale* werden — bewirkt durch bereits er-
folgte LarmsanierungsmafBnahmen an bestehenden ortsfesten Anlagen in Verbindung mit ei-
ner Reduzierung des Freiflichengeschehens - die Gerduschimmissionen nach Realisierung
des Vorhabens sinken.

Die durch Mitarbeiterparkplitze zur Nachtzeit (Schichtwechsel) verursachten Gerdusche un-
terschreiten die Immissionsrichtwerte an den betrachteten Immissionsorten um 6 — 22 dB.
Entsprechend sind auch fiir die Nachtzeit Entwicklungsreserven fiir umliegende Betriebe
gegeben.

Unzuldssige Spitzenpegel werden bei Beriicksichtigung der dem Gutachten zugrunde geleg-
ten Konzeptionen des Vorhabens zu keiner Zeit auftreten.

Die Gerduschimmissionen aus dem Plangebiet selber liegen an allen Aufpunkten um mehr
als 10 dB unter den Richtwerten tags. Nachts ruht der Betrieb am Zentrallager.

Eine wesentliche Verdnderung der Gesamtgerduschsituation wird an keinem der betrachte-
ten Immissionsorte eintreten. Die Situation im ,kritischsten* Bereich Robert-Schumann-
Strafle wird sich nach Realisierung des Vorhabens tags tendenziell verbessern. Wahrend der
Nachtzeiten wird nahezu keine Verénderung eintreten.

Mit der Maligabe, dass das Freiflachengeschehen des Zentrallagers ausschlieBlich in der Zeit
von 6.00 — 22.00 Uhr erfolgt, zeigen sich somit in larmtechnischer Hinsicht keine negativen
Auswirkungen. Unter Beriicksichtigung der Reduzierung des anlagenbezogenen Verkehrs
und damit des Freiflichengeschehens auf dem Betriebsgeldnde und ergédnzender Sanie-
rungsmafBnahmen an bestehenden Anlagen kann eine tendenzielle Verbesserung der beste-
henden Immissionssituation bewirkt werden.

Auch die Option der Bahnverladung ist tagsiiber grundsétzlich mit den Schutzanspriichen
der umliegenden Wohnnachbarschaft vertriglich zu gestalten. Mogliche Schallschutzmal3-
nahmen bediirfen jedoch einer weiteren, zu gegebener Zeit im Baugenehmigungsverfahren
durchzufiihrenden Priifung.

Die Uberpriifung der schalltechnischen Auswirkungen durch den Bahnverkehr auBerhalb
des Plangebietes konnte wegen noch unbestimmter Beurteilungsgrundlage (Verkehrslarm/
Gewerbeldrm) nicht erfolgen. Sobald diesbeziiglich konkrete Planungen vorliegen, ist die
Anbindung des Lagers an das Schienennetz einer schalltechnischen Gesamtbetrachtung zu
unterziehen.
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6.4

6.3.3 Boden/ Grund-/ Niederschlagswasser

Das Plangebiet umfasst einen Teil der im stddtischen Altlastenkataster registrierten Altlas-
tenflache Nr. 41-, HiittenstraB3e* (ehem. Geldnde einer Zinkhiitte).

Auf Grund der bekannten Schwermetallproblematik auf und im Umfeld dieser Flaiche wur-
den entsprechende Bodenuntersuchungen durchgefiihrt. Die Ergebnisse weisen filir den ge-
samten Planbereich zum Teil erhebliche Belastungen des Bodens mit Schwermetallen nach.
Vereinzelt konnten Aufschiittungsbereiche mit Beimengungen von Aschen- und Schla-
ckenmaterialien ermittelt werden.

Nach fachtechnischer Priifung ist die vorgesehene Nutzung als Gewerbestandort grundsétz-
lich moglich. Zur Vermeidung eventueller Gefdhrdungen sowie der Sicherstellung der ord-
nungsgemifBen Behandlung anfallender belasteter Materialien im Rahmen von Bautétigkei-
ten werden entsprechende Maflnahmen festgelegt. Insofern sind die Bodenbelastungen als
erheblich im Sinne von § 9 (5) Nr. 3 BauGB anzusehen und der Planbereich - mit Hinweisen
versehen - zu kennzeichnen. Entsprechende Auflagen werden in den jeweiligen (Bau-) Ge-
nehmigungsverfahren erteilt.

Die gutachterlichen Berichte des Biiros GEOS GmbH vom 29.03.2001 und 24.07.2001 sind
als Anlage beigefiigt.

Ein Konflikt ist in der Zunahme der Flachenversiegelung zu sehen. Gleichzeitig werden ver-
einzelt die Werte der Bundesbodenschutzverordnung durch vorhandene Schwermetallbelas-
tungen tliberschritten. Aus Griinden des Boden- und Grundwasserschutzes ist das Plangebiet
entsprechend - entgegen der Aussage des landschaftspflegerischen Fachbeitrages - weitge-
hend zu versiegeln.

Im Bereich der Feuerwehrumfahrt/ Full- und Radweg konnen die Wirkungen der Fliachen-
versiegelung durch Verwendung wasserdurchldssiger Materialien gemindert werden. Aus
Griinden des Grundwasserschutzes ist hier als Wegebaumaterial Kalkschotter zu verwenden.
Kalkschotter erhoht den PH- Wert des eindringenden Niederschlagswassers und bewirkt
damit eine Verringerung der Loslichkeit von Schwermetallen.

Das Plangebiet zeigt einen schwankenden, hoch anstehenden Grundwasserspiegel. Wenn
auch das Vorhaben aufgrund topographischer Verhiltnisse in den grundwassergefiillten Be-
reich eingreifen wird, ist eine Absenkung des Grundwassers bzw. Umlenkung von Grund-
wasserstromen nach Realisierung des Vorhabens nicht zu befiirchten. Nach gutachterlicher
Priifung kann eine Unterstromung des Gebdudes gewéhrleistet werden.

Niederschlagswasser der Dachflidche (ggf. extensiv begriint) werden einem geschlossenen
Regenriickhaltebecken, anschlieend der Vorflut zugefiihrt. Die Anlage wird innerhalb des
Plangebietes kombiniert fiir Regenriickhaltung und Loschwasserbereitstellung errichtet. Die
Bestimmung von erforderlicher Kapazitdt und Standort erfolgt im Baugenehmigungsverfah-
ren.

Die iibrigen vollversiegelten betriebszugehorigen Freiflichen werden an die stadtische Ka-
nalisation angeschlossen.

Beschreibung der zu erwartenden Umweltauswirkungen

(a) Schutzgut Mensch

Erhalt von rd. 1.100 Arbeitsplédtzen
Reduzierung bestehender Verkehrs- und Gewerbelirm- bzw. Luftimmissionen
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Reduzierung des Umfanges an Erholungswald bei gleichzeitiger Ergéinzung im Bereich
,,Pferdewiese’ und Dresherscheid

Visuelle Beeintrachtigung im unmittelbaren Umfeld des Hochregallagers; allgemein vi-
suelle Beeintrachtigungen durch gewerbliche Nutzungen zeigen sich bereits fiir den Be-
stand

Siehe erginzend Ausfithrungen der Anlagen 1- 3.

(b) Schutzgut Tiere, Pflanzen, Landschaft

Reduzierung des bestehenden Regionalen Griinzuges bei gleichzeitiger Ergidnzung durch ,,By-
pass-Regelung

Erhalt und Stirkung des Biotopvernetzungskorridors durch 6kologische und strukturelle Anrei-
cherung (Bypass-Korridor)

Minderung der ,,Naturndhe* der Landschaft

Verdnderung und Nivellierung der Oberflachengestalt (Morphologie) der Landschaft
Beeintrichtigung des Landschaftsbildes, insbesondere visuell dsthetisch bedeutsamer Blickbe-
ziehungen in die ,,freie* Landschaft

Storung der ortstypischen Tierwelt

Verianderung der Landschaftscharakteristik

Beeintrichtigung des Landschaftsbildes im unmittelbaren Umfeld des Hochregallagers, gemin-
dert durch punktuell angeordnete vertikale Fassadenbegriinung bzw. Flachenbegriinungen
(naturnaher Gewésserausbau im Rahmen der Verlegung des Hasselsbaches)

Im Hinblick auf die siedlungsraumliche Gliederung ist eine nachhaltige Beeintridchtigung
auszuschlieBen. Zwischen bestehendem Gewerbegebiet Zinkhiitte und siidlich befindlicher
Wohnbebauung verbleibt ein Waldstreifen, der geeignet ist, die strukturelle Gliederung wei-
terhin zu gewihrleisten.

Wenn auch iiber 2,75 ha in Waldfldchen eingegriffen wird, verbleibt die bestehende Durch-
gingigkeit des Biotopvernetzungskorridors durch Aufrechterhaltung eines zusammenhin-
genden Waldbereiches, ergénzt um den "Bypass- Korridor". Vernetzungsbarrieren stellen
bereits heute die Bensberger Strale mit einem DTV von rd. 25.000 Kfz, der Liickerather
Weg, die Berzeliusstralle sowie eingeschriankt der westlich gelegene Bahndamm mit beglei-
tender Wegefiihrung dar.

Der Erholungsnutzung wird durch Erhalt bzw. geringfiigige Verlagerung von Geh- und
Radwegen Rechnung getragen.

Erginzend erfolgt im Rahmen der parallel durchzufiihrenden Anderung des Flichennut-
zungsplanes die Umwandlung einer 15,3 ha umfassenden Flache von ,,Parkartige Griinanla-
ge mit integrierten Waldflichen™ in die Darstellung ,,Wald*“. Gleichzeitig erfolgt die He-
rausnahme einer Darstellung ,,Spielbereich®.

Siehe ergénzend Ausfithrungen der Anlage 2.

(¢) Schutzgut Boden/ Wasser

Sanierung kontaminierter Boden
Flachenversiegelung
Verlust bzw. Minderung der Filter- und Pufferfunktion des Bodens
Beschleunigung des Oberflachenabflusses/ Verminderung der Grundwasserneubil-
dungsrate

Siehe ergéinzend Ausfithrungen der Anlagen 1 und 2.
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(d) Schutzgut Luft

Die Errichtung des Zentrallagers in direktem Anschluss an die Produktionsstitten bewirkt
eine Reduzierung der betriebsbezogenen LKW- Fahrten um mindestens 60 % bzw. der Ga-
belstaplerfahrten um 90 %. Wie nachstehende Ubersicht verdeutlicht, ist damit eine deutli-
che Reduzierungen der Luftschadstoftbelastung mit Kohlenmonoxid, Kohlenwasserstoff,
Stickstoffdioxid, Stickstoffen und Kohlendioxid verbunden.

Zentrallagerbedingte Reduzierung von Luftemissionen
Kohlenmono- Kohlenwas- Stickstoft- Stickstoffe | Kohlendioxid
«id CO ke/Tahr serstoff HC dioxid NO? NO x CO?
& kg/Jahr kg/Jahr kg/Jahr kg/Jahr
LKW 2.022 542 10.405 ? 274.626
Gabelstapler 10 1.101 17.390 1.449
Summe 2.032 1.643 10.405 17.390 276.075

(e) Schutzgut Klima

Die Auswirkungen des Vorhabens auf das lokale Klima bzw. Stadtklima sind als nicht nach-
haltig einzustufen. Die klimatischen Verhéltnisse werden durch lokale Bedingungen (Griin-
flaichen/ Bebauung) sowie insbesondere durch das iiberregionale Klimageschehen bestimmt.
Das Umfeld des Plangebietes ist durch angrenzende Wohn- und Gewerbenutzungen vorbe-
lastet.

Die groBBklimatischen Verhiltnisse charakterisieren sich durch vorherrschende Siidost- und
Stidwestwinde (etwa 40 % des Jahresautkommens). Im {ibrigen Jahresverlauf verteilen sich
die Windrichtungen hauptsichlich auf West- und Ostwinde. Die Hauptwinde fiihren zu einer
Uberlagerung der klein- bzw. mikroklimatischen Verhiltnisse, so dass das Zentrallager ein-
schlieBlich Hochregaltrakt iiber- bzw. umstromt wird.

Die Ost-West-Ausrichtung des Vorhabens gewéhrleistet weiterhin den hier stattfindenden
néchtlichen Kaltluftabfluss vom Bergischen Hohenrand in Richtung Rheintal.

Eine nachhaltige Beeintrichtigung findet auch in kleinklimatischer Hinsicht nicht statt. Die
Gebdudeausrichtung ldsst weiterhin Luftzirkulationen innerhalb des regionalen Griinzuges
zu, Immissionen bzw. Erwdrmungen werden bedingt durch die Lagernutzung nicht einge-
bracht.

Unbeschadet dessen erfolgt zur Verbesserung mikroklimatischer Verhéltnisse bzw. als ein-

griffsmindernde Mafinahme — vorbehaltlich brandschutztechnischer Anforderungen im
Baugenehmigungsverfahren - eine Dachbegrinung mit erginzender (punktueller)
Fassadenbepflanzung.

Wiérmeabstrahlungen durch die AuBlenwand des Zentrallagers sind nach derzeitigen Er-
kenntnissen nicht zu befiirchten. Indikator hierfiir ist das unmittelbar benachbarte, ebenfalls
mit Stahlblechelementen gestaltete Hochregallager des Bastei- Verlages. Hier vorhandene
Moose und Algen deuten auf Kiihle und Feuchtigkeit im Umgebungsbereich der Anlage.
Unbeschadet dessen erfolgt eine Verpflichtung im Durchfiihrungsvertrag, bei der Farbwahl
durch weille oder helle Grautone eine dennoch mogliche Warmeabstrahlung zu reduzieren.
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6.5

6.6

Speziell wiarmeabsorbierende und fiir Hochregallager geeignete Fassadenmaterialien sind -
mit Ausnahme von Holz - nach Auskunft der Industrie nicht verfiigbar. Die Realisierung ei-
ner Holzfassade scheitert - ungeachtet der kostenmifligen VerhiltnisméBigkeit - an Brand-
schutzaspekten.

(f) Schutzgut Kultur-/ Sachgiiter

Auswirkungen sind nicht erkennbar.

(g) Wechselwirkung zwischen den Schutzgiitern

Flachenversiegelung und Grundwasserschutz

Reduzierung von betriebsbezogenen LKW- Verkehren mit einhergehender Reduzierung
von Larm- und Luftemissionen bei gleichzeitigem Eingriff in Natur, Landschaft und Bo-
den

Moglichkeit der Erhaltung von Arbeitsplidtzen unter Inanspruchnahme von Natur, Land-
schaft und Boden

(Eingriff in Natur und Landschaft durch Verlegung des Hasselbaches bei gleichzeitiger
Verbesserung des Ausbauzustandes)

Hinsichtlich ggf. sonstiger bestehender Wechselwirkungen liegen keine Erkenntnisse vor.

Alternativen
Mit der Zielsetzung, eine Inanspruchnahme des Regionalen Griinzuges bzw. der Waldbe-
stainde zu vermeiden, wurden alternative Standorte im Gewerbegebiet Zinkhiitte flir die Er-
richtung eines Zentrallagers untersucht. Keine der Alternativen/ Varianten erreicht die fiir
eine Standortsicherung erforderliche Lagerkapazitit. Weitere Standortalternativen scheitern
an Fliachenverfiigbarkeit (Eigentum privater Dritter).

Eine Betriebsverlagerung ist nicht zuletzt im Hinblick auf die Erhaltung von Arbeitsplédtzen
nicht vertretbar.
Zusammenfassung

Die Realisierung des Vorhabens erfordert die Inanspruchnahme von rd. 2,75 ha Waldfldche
innerhalb eines Regionalen Griinzuges. Mit der Planung ist u.a. die Erhaltung von rd. 1.100
Arbeitsplitzen verbunden.

Die qualitative und quantitative Gesamtheit der Schutz-, Kompensations- und sonstigen
Malnahmen ist geeignet, den Eingriff in die Funktionen des Regionalen Griinzuges zu min-

dern bzw. zu kompensieren.

Ver- und Entsorgung

Die Ver- und Entsorgung des Plangebietes ist durch Anschluss an das bestehende 6ffentliche
Netz gewihrleistet.

Voraussetzung einer Planrealisierung ist die umfassende Verlegung von derzeit das Plange-
biet querenden Versorgungsleitungen.

Das im Gewerbegebiet Zinkhiitte bestehende Regenriickhaltebecken ist zu erhalten.

Kosten fiir die Stadt

Kosten fiir die Stadt sind nicht zu erkennen.
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9. Durchfiithrungsvertrag

Nachstehende abwagungsrelevante Regelungen sind Gegenstand des Durchfiihrungsvertrages:

Realisierung des Vorhabens innerhalb von 4 Jahren nach Inkrafttreten des Bebau-
ungsplanes

Realisierung der KompensationsmafB3nahmen K1 — K3 bis 31.12.2002

Realisierung der Kompensationsma3inahme K2 gemif Gestaltungsplan

Sicherung und Pflege der KompensationsmaB3nahmen bis zur Erreichung des Aus-
gleichszieles

Entwicklungs- und PflegemalBnahmen gemil landschaftspflegerischem Fachbeitrag

Realisierung der Gebdude- und Flidchenbegriinung unmittelbar nach Durchfiihrung
des Vorhabens

Nachhaltiges Betreiben einer Gleisanbindung

Gestaltung der Feuerwehrumfahrt/ Geh-/ Radweg mit Kalkschotter

Anforderungen an Gebdudefarbe

Biirgschaften

VVVYVY VYV VVVY VY

sowie ,,aullerhalb* des Bebauungsplanverfahrens

» Authebung einer Wanderungsbarriere durch Anlage einer ,,Furt™ durch den Hasselbach

» Verbesserung der Wanderungsdurchgingigkeit des Hasselbaches durch Erweiterung ei-
nes Wegedurchlasses

» Abdichtung der Bachsohle bei Verlegung des Hasselbaches mit einem Schluff-
Sandgemisch.

Weitere MaBBnahmen wie Sanierung von Bodenbelastungen und Behandlung von Nieder-
schlagswassern werden umfassend und abschlieBend im Rahmen des Baugenehmigungsver-
fahrens geregelt.

Bergisch Gladbach, April 2002
In Vertretung

Stephan Schmickler
Stadtbaurat

Anlage 1 - Altlastenuntersuchungen GEOS GmbH vom 29.03.2001 und 24.07.2001
Anlage 2 - "Umweltvertraglichkeitspriifung" NARDUS, von Juli 2001
Anlage 3 - Schalltechnisches Gutachten TUV Rheinland
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Finanzielle Auswirkungen:

1. Gesamtkosten der MaBBnahme:
2. Jahrliche Folgekosten:

3. Finanzierung:

- Eigenanteil:
- objektbezogene Einnahmen:

4. Veranschlagung der Haushaltsmittel:

mit

5. Haushaltsstelle:

28

EURO

EURO

EURO
EURO

EURO
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	Unterirdische Anlagen zur Rückhaltung von Niederschlagswasser sind allgemein zulässig. 
	3. Private Grünfläche 
	Feuerwehrumfahrt sowie Geh- und Radweg im Geltungsbereich des Bebauungsplans sind mit wassergebundenen Materialien zu gestalten. Aus Gründen des Grundwasserschutzes ist als Wegebaumaterial Kalkschotter zu verwenden. 

	 
	G l i e d e r u n g                                                       


